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Norddeutſcher Reichstag. 


In der Sitzung am 18. begann heute die Spezi⸗ 
aldebatte mit der Berathung des Art. 1: Bundesge⸗ 


et. 

Abg. Kantak: Er und ſeine Freunde billigten die 
2 des Reichstages und wünſchten vollen 
Erfolg. Aber das gerechte Werk der nationalen Eini⸗ 

ung wolle man mit einem Unrecht gegen eine andere 
Nation beginnen durch Einverleibung der polniſchen 
Landestheile in das Gebiet des norddeutſchen Bundes, 
eines auf nationaler Grundlage ruhenden Staatswe⸗ 
ſens. Der Reichstag könne kein Verſtändniß für pol⸗ 
niſche Rechte und Intereſſen haben, ſo wenig, wie die 
Polen für deutſche Rechte und Intereſſen; man dürfe 
die Polen nicht wieder ihren Willen einverleiben. Rep⸗ 
ner beruft ſich auf die für Nordſchleswig zugeſagte Ab⸗ 
ſtimmung und ſucht demnächſt das Recht der Anſprüche 
der Polen aus den Wiener Verträgen ꝛc. nachzuweiſen, 

brt eine Neſſelrodeſche Note aus 1848 an und giebt 
chließlich in ſeinem und feiner polniſchen Freunde Na⸗ 
men eine Erklärung ab, welche unter Anführung ver⸗ 
ſchiedener Erwägungspunkte im Anſchluß an die 
Erklärung der polniſchen Mitglieder des preußiſchen 
Abgeordnetenhauſes vom 11. September 1866 ausſpricht, 
daß die in dem Verfaſſungsentwurf beabſichtiate In⸗ 
korporation der jetzt preußiſchen früher polniſchen Lan⸗ 
destheile eine Verletzung der politiſchen und verbrief⸗ 
ten Rechte der Polen enthalte, und daß ſie dagegen 
Proteſt erbeben. 

Graf v. Bismarck: Alle, auch die Abgeordneten 
aus Polen ſeien gewählt, um eine Verfaſſung für den 
norddeutſchen Bund zu Stande zu bringen. Der Pro⸗ 
teſt richte ſich nicht eigentlich gegen die Einheit der 
preußiſchen Monarchie. Dieſer — hätte mit mehr 
Logik bei der Gründung der preußiſchen Verfaſſung 
angebracht werden müſſen. Die Details der Rede 
wolle er nicht beleuchten. Nur die Illuſion müſſe er 
bekämpfen, als ob die Herren legitimirt wären, dieſen 
Proteſt Namens ihrer We erheben. Die Ein⸗ 
wobner der ehemaligen Republik Polen ſeien, jo weit 
ſie unter Preußens Herrſchaft gekommen, dankbar für 


— Etwas über die Social-Demokraten. „Zehn Thaler 
für zerbrochene Stühle in Sagebiel's Etabliſſement!“ 
So ſtand wörtlich in der Koſtenrechnung, welche die 
in Hamburg für Laſſalleauiſche Candidaten wirkenden 
Wahlagitatoren ihren Antraggebern eingereicht haben. 
Ob jene Stühle beſonders zart geweſen ſind und un⸗ 
gewohnte Laſten nicht zu tragen vermochten, oder ob 
ſie zu anderen ihrem friedlichen Berufe nicht entſpre⸗ 
chenden Zwecken ſich hergeben mußten, iſt freilich in 
der betreffenden Zeitungsmittheilung nicht geſagt. Daß 
aber die Führer der genannten Partei den Kampf mit 
geiſtigen Waffen überhaupt nur als ein unbequemes 
Proviſorium betrachten und ihren endlichen Sieg, die 
Durchſetzung ihrer Pläne von ganz andern Mitteln 
erwarten, geht aus unverholenen Ausſprüchen immer 
deutlicher hervor. 

Namentlich ſeitdem die entſchiedene Niederlage bei 
den letzten Wahlen die Winzigkeit und Ohnmacht der 
Partei, ihren geringen Anhang im Kern der großen 
Arbeitermaſſe klar zu Tage gelegt, ſcheinen ihre Häup⸗ 
ter nur noch in Hoffnungen auf die Möglichkeit der⸗ 
einſtiger Rache, in ſüßen Träumen von Laternenpfäh⸗ 
len und daran hängenden nichtlaſſalleaniſchen Demo⸗ 
kraten und Liberalen Troſt und Entſchädigung zu 
ſuchen. Mögen alſo alle diejenigen, die nicht in anar⸗ 
chiſcher Wüſtheit, nicht in einem Uebergewicht unreifer 
mieten ſondern nur in einer auf geſunden volks⸗ 

irthſchaftlichen Grundſätzen beruhenden conſtitutionell⸗ 
demokratiſchen Entwickelung unſerer politiſchen Zuſtände 
das Heil der Zutunft erblicken, hübſch bei Zeiten hin⸗ 
ter den Ofen kriechen und ſich jeder Kritik der Laſſal⸗ 


Dienſtag und Freitag früh, 

Mittwoch und Sonnabend Mittag. Pränumerationg = Preis 

für Einheimiſche 18 Sgr., mit Botenlohn 19 Sgr,; Auswär⸗ 
tige zahlen bei den Königl. Poſt⸗Anſtalten 21 Sgr. 3 Pf. 


Churuer Worheub ft. 


Glauben nehmen, wie man mit Verſagung der A 
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ittwoch, den 20. März. 
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die Wohlthaten der Civiliſation, welche fie Preußen 
verdanken. Sie hätten dies mehrmals bethätigt, bei 
den Inſurrektionen ſei es nie gelungen, unabhängige 
Einwohner in erheblichem Umfange zu verführen; es 
eien der Adel und die Tagelöhner geweſen, nicht die 
auern; die Anhänglichkeit an den Staat hätten ſie 
noch im jüngſten Kriege durch ihre Hingebung und 
Tapferkeit beſiegelt. Was den Ausdruck der Geſinnung 
der Einwohner Poſens durch die jüngſten Wah⸗ 
len angehe, ſo ſei er gezwungen, einen ericht des 
Oberpräfidenten über die dortigen Wahlen mitzutheilen. 
Der Miniſterpräſident theilt mehrere Thatſachen aus 
der polniſchen Wahlagitation mit, wie man den Polen 
vorgexedet, man wolle ihnen ihre Sprache und a 

D= 
lution gedroht ꝛc. Wenn die polniſchen Abgeordneten 
irgend ein beſonderes Mandat hätten, jo könute es nur 
dahin gehen, die katholiſche Kirche zu vertheidigen. Es 
gebe in Polen und 8 etwa 300,000 deutſche 
Katholiken, die ſich größtentheils hätten verleiten laſſen, 
für polniſche Kandidaten zu ſtimmen; Namens der Po⸗ 
len, oder Namens der ganzen Bevölkerung jener Pro⸗ 
vinzen zu reden, hätten die polniſchen Abgeordneten 
kein Recht, Die früher polniſchen Theile Weſtprenßens 
ſeien durch den deutſchen Orden rechtmäßig erworben 
geweſen, dann durch Polen erobert und dieſe hätten 
dieſe Landestheile im Wege des Zwanges, nicht der 
Kultur zu poloniſiren verſucht. Auf den Brandſtätten 
deutſcher Bauerhütten habe man polniſche Soldaten an⸗ 
geſiedelt. Der Anſpruch Polens auf Br — 80 habe 
o lange gedauert, als Polen die Macht gehabt habe, 
es zu halten, keinen Augenblick länger. Polen ſei von 
Preußen zweimal durch ſchwere Kämpfe erobert worden. 
Das Recht der Exoberung ng Staaten, auch das 
polniſche Reich ſei durch Eroberung entſtanden. Red⸗ 
ner läßt ſich zum Nachweiſe deſſen ausführlich auf die 
polniſche Geſchichte ein. Die Wiederherſtellung der pol⸗ 
niſchen Republik in den Grenzen von 1772 ſei unmög⸗ 
lich, weil dazu zu wenig Polen in der Welt ſeien. 
Unter den 24 Millionen Bewohnern dieſes Gebietes 
äbe es 7½ Millionen Polen, und für die Stimmung 
der übrigen Einwohner gegen die Polen gebe Galizien 


leaner enthalten. Welche Art der Widerlegung ihnen 
von Seiten der letzteren für ſpäter zugedacht iſt, und 
was ſie davon auf Abſchlag unter Umſtänden ſchon je⸗ 
den Augenblick empfangen können, iſt in einer der letz⸗ 
ten Nummern des Berliner „Social-Demokraten“ mit 
wirklich an das Komiſche grenzender Offenherzigkeit 
ausgeſprochen worden. Der betreffende Artikel iſt ges 
gen die demokratiſche Zeitung „Reform“ gerichtet und 
enthält u. A. folgende Stelle: 

„Dieſe Art von Freiheitskämpfer wird früher oder 
ſpäter die gerechte Strafe ereilen und das Volk ſelbſt 
wird ſie ihm zu Theil werden laſſen. Möge ſich dieſe 
Preſſe von uns wohlmeinende daran erinnern laſſen, 
daß die Tage der Lynchjuſtiz, der Volks-Rechtsvoll⸗ 
ſtreckung, noch immer nicht zu den Unmöglichkeiten ges 
hören und daß, wenn jene Gewalt, welche dieſe „De⸗ 
mokratie“ heute bekämpfen zu müſſen glaubt oder zu 
bekämpfen vorgiebt, daß, wenn die beſtehende Staats⸗ 
gewalt einmal nicht meyr in der Lage ſein würde, 
dieſe „Freiheitskämpfer“ gegen die! Juſtiz des frei 
„gewordenen Volkes“ zu ſchützen, gerade ſie, die ſich 
„Freiheitskämpfer“ zu nennen die Unverſchämtheit ha⸗ 
ben, in erſter Linie vom Volke auf's Korn genommen 
werden würden. Da aber „jeder Arbeiter ſeines Loh— 
nes werth“ iſt und dem Volke darn gelegen ſein muß, 
ſeine „Freunde“ perſönlich kennen zu lernen, ſo wollen 
wir unſeren Leſern die Perſon jenes Artikelſchreibers 
nicht verbeimlichen. Wenn wir recht berichtet ſind, iſt 
es Herr Dr. Eduard Meyen, dem es darnach freiſteht, 
die Vaterſchaft jenes Artikels abzuleugnen, falls er 
mit den darin ausgeſprochenen Anſichten und Schmäh⸗ 
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Inſertionen werden bis Montag und Ponnerſtag Abends 5 

Uhr, Mittwoch und Sonnabend bis Vormittags 10 Uhr in der 

Expedition angenommen, und koſtet die einſpaltige Corpus⸗ 
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ein Beiſpiel. Eine Million dieſer Polen wohne zer⸗ 
Pole im Namen von 6˙ Millionen forderten die 
olen alſo die Herrſchaft über 18 Millionen Nichtpo⸗ 
fen zurück. Auch von dieſen 6'/. Millionen ſtehe es 
nicht feſt, daß dieſelben alle polniſch beherrſcht fein 
wollten. Der Verlauf der Inſurrektionen in Galizien 
und Rußland beweiſe, daß nicht alle Polen von den 
paarmal hunderttauſend Edelleuten beherrſcht fein woll⸗ 
ten. Die Polen müßten alſo darauf verzichten Europa 
dadurch in Unruhe zu ſetzen, daß ſie einem unerreich⸗ 
barem Ziele nachjagten. Sie möchten ſich mit uns 
und mit den polmiſchen Bauern vereinigen, um gemein⸗ 
ſam an den Wohlthaten der Civiliſation theilzunezmen. 
Der Reichstag möge ſich aber an dem polniſche Reiche 
ein Beiſpiel nehmen, wohin ein Volk komme, wenn 
es die Freiheit des Individuums über die Sicherheit 
nach Außen ſetze. ; ; . 
g. v. Saenger: Die Provinz Poſen und die 
weſtpreußiſchen Landestheile ſeien kein polniſches Land, 
ſie ſeien nahezu zur Hälfte in deutſchen Händen, ſeien 
und mit allen Lebensfaſern eng mit dem preußiſchen 
Staate verwachſen, ſo daß man kan in Bezug auf fie 
ſagen könne, daß kein Fußbreit deutſchen Bodens auf⸗ 
gegeben werden dürfe. Der Proteſt beruhe auf der 
Fiktion einer ene die nicht exiſtire. Hätte 
der Proteſt die formell beabſichtigte Wirkung einer 
Trennung Poſens, ſo würde eine politiſche und Ver⸗ 
kehrsinſel ohne Exiſtenzfähigteit einſtehen. Nedner geht 
bierauf widerlegend auf die rechtlichen Deduktionen 
Kantaks ein. Die Geſchichte der Theilung Polens ſei 
durch Sybel aufgehellt. Polen ſei ein in verfaul⸗ 
ter Staat geweſen, und fein Untergeben ſei eine Noth⸗ 
wendigkeit geweſen, könne nicht mehr mit der Phraſe 
Unrecht“ bezeichnet werden. — Abg. v. Niegolewski: 
Die hiſtoriſchen Rückblicke, mit denen der Proteft be⸗ 
antwortet, ſeien kränkend und entſprechen nicht der Ach⸗ 
tung, die man dem Unglück ſchuldig ſei. Die Bölker 
Kaen nicht gegen, ſie ſeien für einander. Die Polen 
eien Jahrhunderte die Avantgarde der Civiliſation 
gegen Aſien geweien, Die polniſche Geſetzgebung ſei 
eine gute geweſen. Die Statiſtik beweiſe nichts, man 


möge es doch einmal mit dem suffrage universel verſu⸗ 


rr ——. t. 


lichkeiten nicht übereinſtimmen ſollte. Vorläufig gilt 
er uns als verdienſtvoller Verfaſſer. Der genannte 
Herr lebt in Berlin und wohnt — nach dem neuen 
Bäblichſchen Wohnungsanzeiger — Waſſerthorſtraße 
49, 1 Treppe.“ 

Wir haben die Stelle hier wörtlich angeführt, 
weil man es uns ſonſt vielleicht nicht glauben würde, 
daß eine fo unverhüllte Drohung, eine ſo unverblümte 
Aufforderung zu brutaler Gewaltthat im Jahre des 
Heils 1867 in Berlin gedruckt werden konnte. Iſt es 
dieſen Menſchen nur um einen möglichſt rohen Aus⸗ 
druck ihrer kochenden Wutb zu thun, oder glauben fie 
wirklich, mit ſolchem bei Lichte beſehen ſehr lächerlichen 
Phraſengeſchmetter die Stimme der Preſſe einſchüch⸗ 
tern zu können? 


— Die Kriegsverlufte der Vereinigten Staaten. Wenn 
in Europa die Rede von den Koſten des Bürgerkriegs 
der Ver. Staaten von Nordamerika iſt, ſo werden ge⸗ 
wähnlich nur die 3000 Millionen Unionsſchulden in 
Anſchlag gebracht, die Verluſte von Privaten aber, ſo⸗ 
wie Communal⸗, Kreis⸗ und Staatsſchulden nicht er⸗ 
wähnt. Es dürfte nun doch von Intereſſe fein, hier 
anzuführen, was neulich ein amtlicher Bericht 
aus dem Staate Georgia veröffentlichte, dem die 
Steuerrollen zum Grunde gelegen. Nach demſelben 
beläuft ſich der Verluſt an Sklaveneigenthum allein 
454,042,282 Dollar. Die Abnahme des Werthes der 
Ländereien iſt auf 128,543,908 Doll. angeſetzt, der 
Eigenthumsverluſt größerer und kleinerer Städte auf 
13,312,941 Doll.; der Verluſt an Geld und ſolventen 


chen. Die polniſche Nation habe immer auf dem 
tandpunkte der Civiliſation und Freiheit geſtanden. 
Die Verfaſſung von 1791 ſei die Bewunderung der 
Nationen geweſen; ſchon fie habe die Bauern emanzi⸗ 
pirt. Es ſei nicht von Gelüſten des Adels, es ſei vom 
Willen der Nation zu reden, der ſich ſchon oft klar und 
mächtig ausgeſprochen. Zuſtände, wo die Minorität 
mit dem Ausland Bündniſſe geſucht, ſeien auch ander⸗ 
wärts vorgekommen, er erinnere an den Rheinbund. 
Man dürfe nicht die Fehler Einzelner der Nation zur 
Laſt legen. Der Proteſt gründe ſich auf das Prinzip 
der Nationalität und auf verbrieftes Recht. Man 
hätte erwarten müſſen, daß die Verſammlung ihn als 
nothwendige Konſequenz anerkannt hätte. Polen werde 
fein Recht nie aufgeben. — Abg. v. Unruh (Bomſt): 
Er wolle nicht den Gefühlen entgegentreten, welche der 
Proteſt diktirt. Derſelbe ſtehe aber im Widerſpruch 
mit der hiſtoriſchen Entwicklung. In 1 ſei das 
deutſche Element im Vorſchreiten, das polniſche im if 


rückweichen begriffen. ofen, früher eine polniſche 
Stadt, mache jetzt einen „erſchreckend“ deutſchen Ein⸗ 
druck. Deutſcher Geiſt und deutſche Kultur dringen 
von Weſten nach Oſten vor, und mitten in dieſem gei⸗ 
ſtigen Entwicklungskampfe Namens des zurückweichen⸗ 
den Theiles für das Ganze zu ſprechen, ſelen die pol⸗ 
niſchen Abg. nicht berechtigt. i 
Abg. Krüger verlas eine Rede gem Art. 1, weil 
derſelbe nicht einen Vorbehalt zu Gunſten des abzu⸗ 
tretenden Terrains in Nordſchleswig enthalte. Man 
möge dort erſt die Abſtimmung vornehmen laſſen und 
dann über Artigel ! beſchließen. Der Antrag für wel⸗ 
chen Redner ſpricht, lautet: 
Zu Abſchnitt I., Artikel 1. 
Der Reichstag des norddeutſchen Bundes wolle beſchließen: 
am Schluſſe des Artikels 1 den Satz hinzuzufügen; 
„Zum Bundesgebiet uicht gehörig find diejenigen 
Diſtrikte des Herzogthums Schleswig, deren Be- 
völkerungen das Recht der freien Abſtimmung über 
ihre Zugehörigkeit vertragsmäßig gewährt iſt.“ 
Motive. 
Die Nationalität — der Wunſch der Bevölferun- 
gen — Artikel 5 des Prager Friedens Traktates vom 
23. Auguſt 1866. 
Berlin, den 16. März 1867. 
N. Ahlmann, H. A. Krüger, 
Abgeordneter des 2. Abgeordneter des 1. 
Schleswig'ſchen Kreiſes. Schleswig'ſchen Kreiſes 
Graf Bismark: Die Grenze des norddeutſchen 
Bundes ſei nach der Verfaſſung nicht zweifelhaft; es 
ſei die im Wiener Frieden ſtipulirte Grenze. Sollte 
eine andere Grenze auf Grund des Prager Friedens 
gezogen werden, ſo ſei dies von Preußen Bundesge⸗ 
noſſen im Voraus anerkannt. Die Einwohner Nord⸗ 
ſchleswigs hätten aus dem Prager Frieden kein Recht, 
eine Abſtimmung zu verlangen, das Recht habe nur 
Oeſterreich. Es ſei von dem Grundſatze ausgegangen, 
daß die Machtſtellung Preußens nicht dadurch alterirt 
werde, ob einige däniſchredende Einwohner Nordſchles⸗ 
wigs, die lieber zu Dänemark gehören wollten, dazu 
gehörten oder nicht. Die Grenze werde gezogen werden 
durch die Intereſſen der Machtſtellung Preußens, und 
dieſe erlaube nicht das Aufgeben ſtrategiſch wichtiger 
Punkte, wie Düppel. Der Frieden rede von nordſchles⸗ 
wigſchen Gebieten. Wie groß ſie ſein würden, dar⸗ 
über mache man ſich wahrſcheinlich in Kopenhagen an⸗ 
dere Vorſtellung wie hier. Ueberall würde, wo Be⸗ 
wohner, die deutſch ſein wollten, abgetreten werden ſoll⸗ 
ten, das Schickſal derſelben durch Ausſcheidung deut⸗ 
ſcher Enklaven oder durch Staatsvertrag geſichert wer⸗ 
den. Auch ſei die finanzielle Frage zuvor mit Oeſter⸗ 


reich zu ordnen. Dänemark müſſe einen entſprechenden 


Schuldforderungen auf 126,482,709 Doll., an Kauf⸗ 
mannsſchulden auf 42,432,616 Doll., an Schiffs⸗ und 
Tonnengehalt auf 2,429,019 Doll., und an nicht auf- 
gezähltem Eigenthum auf 34,889,276 Dollar. Hiezu 
rechnet der Steuercontroleur noch Eigenthumsverluſte, 
die in den Steuerliſten nicht angegeben werden, als 
Verluſte an Eiſenbahnen ſeit 1860 50,000,000 Doll.; 
an Bankverluſten 30,000,000 Doll.; an Kirchen, öffent⸗ 
lichen Gebäuden u. ſ. w. 1,000,000 Dollar. Demnach 
erwächſt nach dieſer Berechnung einem einzigen Staat 
ein Totalverluſt von 841 Millionen Dollars, uud der 
Controleur war gewiß genügend veranlaßt z bemerken: 
„Ein Commentar zu der traurigen und beklagenswer⸗ 
then Mittheilung von Thatſachen iſt unnöthig, indem 
es nur zu wahr iſt, daß beinahe vier Fünftheile des 
Geſammtvermögens Georgias entweder vernichtet oder 
unproductiv geworden find.” Dies leuchtet um fo 
mehr ein, als zu oben angeführten Verluſten noch an⸗ 
dere, ſehr bedeutende treten, wie z. B. der Verluſt an 
koſtbarem Menſchenleben, einſchließlich der Verſtümmel⸗ 
ten; an Beiträgen zu den Kriegskoſten, Verluſten an 
anullirtem Papiergeld der Seceſſionsſtaaten u. ſ. w. 
Berückſichtigt man allen, durch den Bürgerkrieg in 
der Union entſtandenen Schaden, ſo erſcheinen die 
3000 Millionen Unionsſchulden nur ein verhältniß⸗ 
mäßig kleiner Bruchtheil der wahrhaft rieſigen Ge⸗ 
ſammtſumme, welche mit Sicherheit zehnfach höher an⸗ 
zuſchlagen ſein dürfte. Man kann behaupten, daß vier 
Kriegsjahre verzehrten, was vierzig Friedensjahre ein⸗ 
gebracht haben. Welch furchtbare Verantwortung ha⸗ 
ben die Anſtifter des Bürgerkrieges, die ritterlichen 

Cavaliere des Südens, auf ſich geladen! 
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Theil der durch die Kriegskoſten hoch angeſchwollenen 
ſchleswig⸗holſteinſchen Staatsſchuld übernehmen, per 
Kopf etwas über 60 Thlr. So lange aber, bis dies 
Alles geordnet ſei, konne die Reichsverfaſſung nicht 
warten. 5 

— Nachdem noch mehrere Redner für und gegen 
den F. 1. geſprochen haben, wurde der Schluß der De⸗ 
batte angenommen. Der Antrag des Abg. v. Bockum⸗ 
Dolffs, die Worte „mit Lauenburg“ in Art. 1 (wonach 
Preußen mit Lauenburg zum Bunde gehört) zu ſtrei⸗ 
chen, wird mit großer Majorität abgelehnt, ebenſo der 
bereits wörtlich mitgetheilte Antrag der Abgeordneten 
Ahlmann und Krüger in Betreff Nordſchleswigs. Man 
gelangt zu dem Antrage des Abg. von Carlowitz, wel⸗ 
cher lautet; „Sämmtliche Bundesglieder verpflichten 
ich gegenſeitig dahin, daß fie eine etwaige freiwillige 
Abtretung ihrer auf einem Bundesgebiete haftenden 
Souveränetätsrechte ohne en der Geſammt⸗ 
heit nur zu Gunſten eines Mitverbündeten vornehmen 
wollen.“ Derſelbe wird bei Zählung der Stimmen 
mit 145 gegen 113 Stimmen abgelehnt. Art. 1 wird 
alsdann unverändert angenommen. Gegen denſelben 
ſtimmen nur die Polen und die Abg. Ahlmann und 
Krüger. 


Politiſche Rundſchau. . 
Deutſchland. Berlin. Das „Fr. J.“ veröf⸗ 
fentlicht ein Cabinetsſchreiben des Königs von Preu⸗ 
ßen an die ſtändige Bürgerrepräſentation zu Frankfurt 
a. M. in Bezug auf die der Stadt aufgelegte Contribution, 
als Beſcheid auf das desfallſige Geſuch der Deputation 
um Erlaß derſelben. Es heißt darin, daß es nicht in 
den Intentionen des Königs liegen köune, den Wohl⸗ 
ſtand einer deutſchen und nunmehr auch Wu ane 
Stadt zu gefährden. Zur Aufklärung der Umſtände, 
unter denen eine ſolche Gefährdung in Betracht kom⸗ 
men könnte, ſoll die Trennung der ſtadtiſchen Ein⸗ 
nahme⸗Quellen, Vermögens⸗Obſecte und Schulden von 
denen des Staats auf alle Weiſe beſchleunigt werden, 
wobei auch die Frage, ob die Contributions⸗Schuld 
u Laſten oder des früheren Staates ſteht, ihre ſorg⸗ 
fältige Erledigung finden wird. Sollte die Entſchei⸗ 
dung dafür ausfallen, daß die Geſammtheit oder ein 
Theil des Contributions⸗Betrages der Stadtgemeinde 
zur Laſt fällt, ſo wird der König darauf bedacht ſein, 
daß die Stadt Frankfurt nicht über das Maß hinaus 
belaſtet werde, welches mit der fortſchreitenden Ent⸗ 
wickelung ihres Wohlſtandes verträglich it, 


Provinzielles. 

e (N. E. A.) „Dex Dr. Johann 
Jacoby iſt dem Wohl des preußiſchen Staates wohl 
noch nie dienlich geweſen“ — dieſe Behauptung ſprechen 
nicht wir aus, nein, der Staatsanwalt v. Bönninghau⸗ 
ſen ſprach ſie aus, dei den Verhandlungen, welche am 
14. d. vor der hieſigen Stadtgerichts Deputation in 
politiſchen und Preßprozeſſen wider Dr. Johan Ja⸗ 
coby und Dr, Falkſon geführt wurden, welche angeklagt 
waren: das Staatsminiſterium mit Bezug auf ſeinen 
Beruf beleidigt, Dr. euer aber die Beſtimmungen 
des Vereinsgeſetzes übertreten zu haben. Die Ankla⸗ 
gen rühren her von der politiſchen Verſammlung, wel⸗ 
che die liberale Partei am 12. April v. J. zur beſpre⸗ 
chung der auswärtigen Verhältniſſe unſeres Vaterlan⸗ 
des hier anberaumt hatte. Als Dr. Johann Jacoby 
zur Motivirung der Reſolution übergeben wollte, wel⸗ 
che ‚er in Betreff des bevorſtehenden Krieges und der 
beabſichtigten Bundesreform verleſen hatte, wurde die 
Verſammlung aufgelöſt. Weil der Vorſitzende derſel⸗ 
ben, Dr. Falkſon, nach der vom Polizei⸗Offifianten 
ausgeſprochenen Auflöſung noch die Worte ſprach: „Ich 
bitte um Ruhe, meine Herrn! Die Auflöſung beruht 
auf einem i e ich erſuche den Abgeſand⸗ 
ten der Obrigkeit, ſeinen Auflöſungsantrag zurückzu⸗ 
nehmen“ — fo wurde er deshalb, wegen Verletzung 
des §. 50 des Vereinsgeſetzes in Anklagezuſtand ver⸗ 
ſetzt Und — in contumaciam - zu 25 Thln, oder 10 Ta⸗ 
gen Gefängniß verurtheilt, weil, wie der Staatsanwalt 
meinte, „die zellen einer ſoſchen Aeußerung in 
einer aufgeregten Verſammlung gefährlicher werden 
kann wie die Auflöſung ſelbſt.“ Der erſte Angeklagte 
Dr. Johann Jacoby, der in Perſon eben ſo wenig er⸗ 
ſchienen war wie der zuvor genannte zweite Angeklagte 
wurde in contumatiam vom Gerichtshofe zu 3 Monaten 
Gefägniß verurtheilt, auch wurde den beleidigten 
Staatsminiſtern das Recht zuerkannt, das Urtheil 
durch den Stgatsanzeiger und durch ein hieſiges Lo⸗ 
kalblatt zur Oeffentlichkeit zu bringen. Der Prozeß 
war wegen der pärlamentgriſchen Wirkſamkeit en 
verehrten Abg. Dr. Joh. Jacoby auf dem preußiſchen 
Landtage von wi v. J. bis jetzt vertagt worden. 
„Was die Strafe anbetrifft“, bemerkte der Staats⸗ 
anwalt von Bönninghauſen u. A. „ſo hat die Amneſtie 
noch auf den vorliegenden Fall Anwendung, es ſteht 
zu erwarten, daß die königliche Gnade auch dieſen An⸗ 


geklagten zu Theil werden dürfte“ u. ſ. w. 


Lotales. 

— Vorſchaßberein. Der Vorſtand deſſelben hat den Mit. 
gliedern den ſiebenten, durch die Peeſſe veröffentlichten 
Geſchäftsbericht p. 1866 in dieſen Tagen zugeſchickt. 
Obſchon wir das zahlengemäße Geſchäftsreſultat unſeren 
Leſern bereits mitgetheilt haben, ſo nehmen wir doch gern 
Veranlaſſung die nachſtehende Einleitung des Geſchäftsberichts 
ur öſſentlichen Keuntnißnahme zu bringen, da dieſelbe einer. 
fel Kunde giebt ſowol von der dankenswerthen Umſicht und 
dem de Pflichteifer, mit welchem der Vorſtand 
ſeine Geſchäfte beſorgt hat, als auch von dem Vortheil, 
welchen der Verein in dem verhängnißvollen Jahre 
1866 einer großen Zahl hieſiger Gewerbetreibender gewährt 
hat. Der Verein verdient die größte Theilnahme der Be- 
wohner der Stadt und ihrer nächſten Umgegend, ſo wol durch 


Beitritt als Mitglied, als auch hinſichtlich des Anvertrauens 


von Kapitalien, und wünſchen wir den Verein auch fernerhin 
das beſte Gedeihen, ihm, der ſeit feiner Gründung jo man- 
nichfach belebend und fördernd auf die mannichfach belebend 
und färdernd auf die wirthſchaftlichen Zuſtände unſerer Stadt 
einwirkt. 

Beſagte Einleitung lautet: „Das nunmehr verfloſſene 
Geſchäftsjahr unſeres Vereins iſt, wenn gleich ein ſchweres, 
fo doch auch erfahrungsreihes geweſen und es hat den Be- 
weis geliefert, daß die Prinzipien der Selbſthülfe und der 
ſolidariſchen Haftbarkeit der Mitglieder die volkswirthſchftlich 
richtigen find und daß fie den Vereinen die Fähigkeit veriei- 
hen, ſelbſt ſchwere Kriſen verhältaißmäßig leicht zu überwin- 
den. Im Vertrauen auf dieſe Kraft hat der Ausſchuß das 
Geſchäft auch unter den vielen Schwierigkeiten des vergange- 
nen Jahres, mit Ruhe und den möglichſten Rückſichten für 
die Darlehnsnehmer gehandhabt, und mit wenigen Ausnah- 
men find ihm die Mitglieder mit gleichem Vertrauen entge- 
gen gekommen; daß einzelne derſelben dei Ausbruch des 
Krieges die Miglieoſchaft kündigten, ihr Guthaben ſofort zu- 
rück verlangten, daß ebenſo einige Darleiher von Kapitalien 
auf ſofortige Rückzahlung drangen, obwohl Kündigung ver- 
abredet war, erſcheint unweſentlich, derartige Anforderungen 
glaubte der Ausſchuß unter den obwaltenden Umſtänden zu. 
tückweiſen zu müſſen, während ihnen unter gewöhnlichen 
Verhältniſſen und namentlich bei kleineren Summen, in der 
Regel gerügt wird; in der Mehrzahl dieſer Fälle hat der 
Verein die Genugthuung erfahren, daß die Darleiher, wenn 
die Rühzahlung erfolgen ſollte, das fernere Stehenbleiben. 
der Kapitalien ſelbſt beantragten. 

Da im Laufe des Sommers der Zufluß von Depoſiten 
faft ganz aufhörte, andererfeits ein großer Theil der vorhan⸗ 
denen zurückgezahlt werden mußte, jo war der Verein mehr 
auf das eigene Vermögen angewieſen und es wurde vom 
Ausſchuß der Grundſatz angenommen, daß bei Prolongatio- 
nen von Wechſeln nindeſtens 25% des verſchriebenen Betra- 
ges zurückzuzahlen ſeien; bis auf Weiteres iſt dieſer Grund- 
ſatz auch jetzt noch feſtgehalten worden, weil es rathſam er- 
ſcheint, die Darlehnsnehmer an die allmälige aber ſichere 
Abwickelung ihrer Verbindlichkeiten zu gewöhnen. 

Während des Sommerhalbjahres hat der Ausſchuß, um 
alle eintretenden Schwierigkeiten ſchnell zu erledigen, ſtatt 
wöchentlich einer Sitzung, deren zwei abgehalten. 

Der Zinsfuß der Disconten betrug im I. Halbjahr 
8 9%, im II. Halbjahr ſtieg er auf 11 é und ſank dann 
allmählig wieder auf 6% ; für Depoſiten zahlte der Verein 
4 und 5%. 

Die Dividende ift für das Jahr 1866 auf 3 Sgr. dom 
Thaler oder 10% feſtgeſetzt, dem Reſervefonds wurden 227 
Thaler zugeſchrieben. Wenn trotz des hohen Zinsfußes die 
Dividende geringer als 1865 iſt, ſo findet dies darin ſeinen 
Grund, daß das dividendenberechtigte Kapital auf die Summe 
von faſt 22,000 Thlr. geſtiegen iſt, nachdem der Mazimalbe⸗ 
trag eines Guthabens auf 100 Thlr., ſtatt bisher 50 Thlr., 
erhöhet worden. 

Die Zahl der Mitglieder betrug am Ende des Jahres 
541 d. 1. 37 mehr als 1865, obwohl im Laufe des Jahres 
1866 ausgeſchieden ſind: 13, und ausgeſchloſſen: 29, auf 
Grund des §. 22 des Statuts. 

Die Sparkaſſe hat an Ausdehnung gewonnen und es 
darf dieſe Einrichtung dem Publikum zu recht reger Bethei- 
ligung empfohlen werden. 

Statutenmäßig ſind 3 Mitglieder des Ausſchuſſes zur 
Auslooſung gekommen, von der letzten General-Berſammlung 
aber wieder gewählt worden. 

Ganz ohne Verluſte iſt der Verein im verfloſſenen Jahre 
nicht geblieben; mehrere Mitglieder ſind in Concurs gerathen, 
es haben für deren Verbindlichkeiten die Bürgen in Anſpruch 
genommen werden müſſen, trotzdem wird ſich ein Verluſt von 
etwa 150 Thlr. nicht abwenden laſſen, der indeſſen im näch⸗ 
ſten Jahre erſt ſicher feſtgeſtellt und dann abgeſchrieben wer⸗ 
den wird. 

An Erfahrungen reicher, durch Selbſtvertrauen gekräftigt 
wird der Verein ſem Ziel auf der eingeſchlagenen Bahn 
auch ferner verfolgen.“ 

Der Verein zählte ult. 1866 Mitglieder 541. 

— Wiſſenſchaftliche Vorleſungen. Heute Abend 8 Uhr 
(präcife) die 6. der Vorleſungen; „Ueber den Luzus“. (Herr 
Kreisrichter Cö ler.) 

— Die polniſchen Abgeordneten im Norddeutſchen Reichs- 
tage. Die Mitglieder der polniſchen * im Reichstage 
laſſen ſich nach einem Berichte der „Oſtd. Zeitung“ in drei 
Gruppen ſcheiden: 1) ſolche, die ich lediglich auf einen Pro- 
teſt beſchränken und dann aus dem Reichstage ſcheiden wol⸗ 
len (Hauptvertreter wenn nicht einziger Vertreter dieſer Rich ⸗ 
tung ſei Dr. Niegolewski); 2) ſolche, die ihre Thätigkeit nicht 
mit einem Proteſt abſchließen wollen (Führer derſelben d. 
Lyskowski); 3) eine rechte Seite, wird geführt von dem durch 
einen Compromiß der entſchiedenen liberalen Deutſchen mit 
den Polen in Marienwerder gewählten Herrn v. Donimirski. 
In einem Schreiben an die Wähler erklärt Herr v. Doni⸗ 
mirski: „Auch dieſer Krieg (vom Jahre 1866) hat nicht die 
erwarteten Früchte gebracht; durch Frankreichs Einfluß iſt den 
ſiegreichen Waffen Halt geboten und Deutſchland in einen 
Nord. und Süddeutſchen Bund getrennt. Die wichtige Auf 
gabe des jetzt zuſammentretenden Parlaments ift, dieſe Thei⸗ 
lung möglichſt zu beſeitigen und die Einheit ganz Deutſch⸗ 
lands unter Feſthaltung des Nationalitätsprineips wenigſtens 
anzubahnen Eine einförmige Staats-Centraliſation wider 
ſpricht dem Charakter des deutfhen Volkes; bei Errichtung 
eines Bundes⸗Staates muß die Autonomie der einzelnen Bun⸗ 
destheile möglichſt geſchont werden. Ebenſo muß auch die 
Selbſtſtändigkeit unferes Oſt⸗ und Weſtpreußens, welches das 
eigentliche Königreich Preußen bildet, nicht geopfert werden; 
dafür ſpricht eine 600 jährige eigenthümliche innere Rechts- 
und politiſche Entwickelung, ſo wie die geographiſche Lage 
des Landes.“ Dieſe Aeußerungen laſſen keine andere Deu- 
tung zu, als daß ſich Herr o. Donimirski vollſtändig auf den 
Standpunkt der Zugehörigkeit der beſtrittenen Landestheile zu 
Preußen und Deutſchland ſtellt, aber für das neu zu grün⸗ 
dende Deutſche Reich eine ſelfgoverenmentale Grundlage ver⸗ 
langt, welche eine Berückſichtigung der Eigenthümlichkeiten der 
einzelnen Provinzen dieſes Reiches möglich macht. 


— Handwerkerverein. In der Verſammlung am Don- 
nerſtage, den 21. d. Vortrog, ꝛc. 

— Lotterie. Bei der am 18. d. angefangenen Ziehung 
der 3 Klaſſe fiel 1 Gewinn von 5000 Thlr. auf Ne. 29,056. 
1 Gewinn von 2000 Thaler auf Nr. 83,451. 1 Gewinn 
von 1000 Thlr. auf Nr. 61,209. 
fielen auf Nr. 3475 und 17,963. 

2 Gewinne zu 300 Thlr. auf Nr. 62,258 und 90,224 
und 7 Gewinne zu 100 Thaler auf Nro. 16,408, 32,137, 
41,139, 54,281, 58,841, 59,179 und 87,881. 

Bei der a. 19. d. fortgeſetzten Ziehung fiel der Haupt⸗ 
gewinn von 15,000 Thlr. auf Nr. 27,663. 1 Gewinn von 
5000 Thlr. auf Nr. 54,696. 2 Gewinne zu 2000 Thaler 
fielen. auf Nro. 25,057 und 81,119. 1 Gewinn von 1000 
Thlr. fiel auf Nr. 15,051, 

1 Gewinn von 600 Ther. auf Nr. 26,291. 6 Gewinne 
zu 300 Thlr. fielen auf Nr 31,963, 39,399, 42,320, 44,735, 
66,450, und 88,674, und 10 Gewinne zu 100 Thaler auf 
Nro. 11,139, 27,989, 29,791, 47,121, 67,144, 72,333, 
79,068, 91,304, 93,797 und 94,192. 

Derichtigung. Beim Zuſammenſtellen der v. Num u. 
Blattes ſind durch ein Verſehen, weiches wir zu entſchuldigen 
bitten, folgende Zeilen vor dem 3. Abſatz auf der 2. Seite 
1. Spalte, ausgelaſſen worden: Am 15. d. feierte Profeſſor 
Dr. Aug. Böckh fein 60 jähriges Doktor Jubiläum, zu wel ⸗ 
chem Feſte Se. Majeſtät der König den hochverdienten Ge. 
lehrten mit folgendem Anſchreiben beehrte: Zu dem ſeltenen 
Feſte ıc. Die Redaktion. 


Amtliche Tages⸗Notizen. 


Den 19. März. Temp. Kälte 8 Grad. 
Zoll 1 Strich. Waſſerſtand 4 Fuß — Zoll. 

Den 20. März. Temp. Kälte 5 Grad. Luftdruck 27 
Zoll 10 Strich. Waſſerſtand 4 Fuß — Zoll. 


Luftdruck 28 


Yufruf 
zur ferneren 
Betbeiligung bei der Stiftung „National⸗Dank 
für Veteranen“ zur Unterſtützung der hülfsbe⸗ 
dürftigen Krieger aus den Jahren bis 1815. 


Die großartigen Erfolge des tapfern Preußiſchen 
Heeres in den Nun e der Jahre 1864 und 1806 
gegen Dänemark und Oeſterreich haben in allen Schich⸗ 
ten der Bevölkerung die Theilnahme für die aus die⸗ 
ſen Feldzügen hervorgegangenen Invaliden in nie ge⸗ 
ahnter Weiſe hervorgerufen. Auf Anregung Sr. Kgl. 
Hoheit des Kronprinzen ſind für die Invaliden aus 
Dre Jahre 1864 „die ede e für die In⸗ 
daliden aus dem Jahre 1866 „die Dictoria-National- 
Jupaliden-Stiſtung“ gegründet, und die Liebesgaben ſind 
dieſen Stiftungen in jo großem Umfange zugefloſſen, 
daß den Invaliden aus den Jahren 1864 und 1866, 
mitunter ſelbſt ſolchen, welche bereits Invaliden-Pen⸗ 
2 beziehen, bedeutende Zuſchüſſe gewährt werden 

Mit Freude und Dank begrüßen wir dieſe allge⸗ 
meine Theilnahme für das Wohl der jüngeren Krieger 
unſeres tapferen Heeres, aber wir dürfen auch nicht 
der alten Veteranen vergeffen. 

N müſſen für unſere Freunde, die alten Soldaten, ſorgen,“ 
o lautet der Wahlſpruch des National⸗Danks für Ve⸗ 
soon und jenem Wablſpruche getreu hat dieſe, im 
x ahre 1551 unter dem Allerhöchſten Protectorat Sr. 
Majeſtät des Königs gegründete Stiftung es ſich zur 
ufgabe geſtellt, das Loos derjenigen Miner zu er⸗ 
Le welche einſt in der großen unvergeßlichen 
fanden Jose unſeres theuren Vaterlandes von 
en oche, in den Kriegen der Jahre 1806 — 12 
und B. — 15, für die heiligſten Güter, für König 
an zaterland, Blut und Leben zum Opfer brachten, 
ud die, mit Ehrenzeichen geſchmückt, jetzt als Greiſe 
—— Grabe zuwankend, mehr denn je der Hülfe be⸗ 
Buren da ſie größtentheils aus Staats⸗Fonds Inva⸗ 
iden⸗Penſionen nicht beziehen. 
wir Mit inbrünſtigem Danke gegen Gott erkennen 
— es an, 2 reiche und werkthätige Liebe uns in 
Fe Pe geſetzt hat, namentlich in den letzten 10 
r ren recht erhebliche Summen für die Zwecke der 
. eng zu verwenden, aber ihre Aufgabe iſt noch bei 
dettem nicht gelöſet und es bleibt noch viel zu thun 
Nn 5 hochbetagten Veteranen ein, min⸗ 
ſichert werden 15 een ern ar freier Lebensabend ge⸗ 
ji Aunußach die Allerhöchſte Cabninetsordre vom 
Thlr er 1852 gegründete, nunmehr auf 300,000 
9 1 Staats⸗Unterſtützungs⸗Fonds für die 
1 erauen i8 1815 reicht thatſächlich ſelbſt für die 
e e Anforderungen nicht aus, denn nach amt⸗ 
lichen Mittheilungen haben namentlich in den öſtlichen 
1 der Monarchie, aus demſelben noch nicht 
brtal die Hälfte der hilfsbedürftigen Veteranen mit 
ee ene Ter. auch nur in der 
gende öhe 1 Thlr. i 
ware nn he von hlr. monatlich, bedacht 
eine Majeſtät der König, der Allerdurchlauchtigſte 
ache des National⸗Danks, haben mittelſt Ale 
l ter Cabinets⸗Ordre vom 26. Mai 1506 ein neues 
durch dieses ir die Stiftung zu genehmigen, und da⸗ 
ruhe aufs Neue das hohe Inkereſſe zu bethätigeu ges 
unde welches Allerhöchſtdieſelben der Stiflung fort 
en haben angedeihen laſſen. So darf denn auch 
Alle, die ein der Naben mit wg Hoffnung an 
12 erz ha ü e 
die dringende Bitte et De er 


ſondern a müde zu werden, Gutes zu thun,“ 
reiche Lieb 


s auch ferner, wie bisher, durch recht zahl⸗ 
esgaben in dem Streben zu unterſtützen, wo 


2 Gewinne zu 600 Thlr. 


möglich allen noch vorhandenen alten hülfsbedürftigen 
Kriegern für ihre ohnehin nur noch kurze Lebenszeit 


eine angemeſſene laufende Unterſtützung zu ſichern. 

Invalidenhaus Berlin und Potsdam, 3. März 1867. 

Das Curatorium des National⸗Danks für 
Veteranen. 


v. Maliszewski, 
General-Lieutenant u. Com- N 
mandant des Invalidenhauſes. General. Major z. D. 
Villaune, V. Kamptz, 
Ober-Rechnungs-Rammer-Director. Regierungs⸗Liee-Präſident. 
v. Randow, 
Oberſt und Director des großen Miltär-Waifenhaufes. 
Beiträge nimmt das Königliche Landraths⸗Amt in 
Thorn entgegen. 


Inſerate. 


Bekanntmachung. 

Der Magiſtrat erhält in Gemäßheit der Be⸗ 
ſtimmung des § 14 des Geſetzes, betreffend die 
definitive Untervertheilung und Erhebung der 
Grundſteuer in den ſechs öſtlichen Provinzen des 
Staats ꝛc. vom 8. Februar 1867 (Gejeg-Samm- 
lung für 1867, S. 185) anliegend eine Abſchrift 
der Grundſteuermutterrolle von den in dem Ge⸗ 
meindebezirke Thorn belegenen Liegenſchaften mit 
dem Bemerken zugefertigt, daß das Original der 
Flurbücher und der Mutterrollen des Kreiſes nebſt 
den dazu gehörigen Karten zur Einſicht aller Be⸗ 
theiligten „in dem Amtslokale des Fortſchreibungs⸗ 
Beamten Herrn Raſchig zu Thorn vom 15. 
März bis zum 26. April d. J. an 2 Tagen in 
der Woche nämlich am Freitag und Sonnabend 
in den Stunden von 8 bis 1 Uhr Vormittags 
und von 3 bis 6 Uhr Nachmittags“ offen gelegt 
ſind und daß jedem Grund⸗Eigenthümer in dem 
obengenannten Bezirke neben der Geltendmachung 
der entdeckten materiellen Irrthümer die ſtets im 
Wege der Fortſchreibung beſeitigt werden, inner⸗ 
halb einer präcluſiviſchen Friſt von ſechs Wochen 
das Recht zur Erhebung von Reclamationen zu⸗ 
ſteht. 

J) wegen unrichtiger Angabe des Flächen⸗ 

inhalts einzelner Grundſtücke 

2) wegen unrichtiger Einſchätzung in die 

Klaſſen des Tarifs. 

Als ein materieller Irrthum iſt es 
insbeſonders anzuſehen: 

a. wenn Grundſtücke nicht bei demjenigen 
Gemeinde- oder ſelbſtſtändigen Gutsbe⸗ 
zirke veranlagt worden ſind, welchem ſie 
angehören; 5 
wenn Grundſtücke zwei oder mehrfach oder 
gar nicht veranlagt worden find; 

. wenn bei Uebertragung der Einſchätzungs⸗ 
reſultate aus den Kupons in die Gemar⸗ 
kungskarte eine unrichtige Kulturart oder 
Bonitätsklaſſe in die Karte übernommen 
iſt, oder 

e. die in dem Einſchätzungsregiſter, der Klaſ⸗ 

ſenzuſammenſtellung, dem Flurbuch u. ſ. w. 

enthaltene Angabe im Kupon oder in der 

Gemarkungskarte nicht übereinſtimmt; 

wenn bei der Flächeninnhaltsberechnung 

die Summe der einzelnen Rechnungspo⸗ 
fitionen unrichtig gezogen oder ein andes 
rer offenbarer Fehler untergelaufen iſt; 

g. wenn grundſteuerpflichtige Grundſtücke 

nicht zur Steuer herangezogen, oder um⸗ 
gekehrt von der Grundſteuer geſetzlich frei⸗ 
zulaſſende Grundſtücke der Steuer unter- 
worfen worden ſind. 

Bei den Einwendungen wegen unrichti⸗ 
ger Feſtſtellung des Flächeninhalts ein⸗ 
zelner Grundſtücke kommt es nicht lediglich darauf 
an, ob eine nochmalige Vermeſſung der letzteren 
einen Flächeninhalt ergiebt, welcher von den 
Flächenangaben der Mutterrolle um etwas ab» 
weicht, vielmehr darauf, ob die für die Ausfüh⸗ 
rung der geometriſchen Arbeiten behufs der Grund» 
ſteuerveranlagung ergangenen Vorſchriften richtig 
zur Anwendung gekommen ſind und die ſich bei 
einer Nachmeſſung der Grundſtücke gegen die 
Mutterrolle etwa ergebenden Abweichungen die⸗ 
jenige Grenze der Genauigkeit überſchreiten, welche 
nach den Grundſätzen jener Vorſchriften hätte er⸗ 
reicht werden müſſen. Im Uebrigen gehören 
hierher auch ſolche Ausſtellungen, welche ſich auf 
die unrichtige Aufnahme der Grenzen zwiſchen den 
Grundſtücken von zwei verſchiedenen Eigenthümern 
oder zwiſchen den zu verſchiedenen ſelbſtſtändigen 
Beſitzungen gehörigen Grundſtücken beziehen. 


v. Hirschfeld, 


oo 


— 
* 


Nicht minder ſind Einwendungen zuläſſig, 
wenn ganze Grundſtücke beziehungsweiſe Flächen⸗ 
abſchnitte in der Mutterrolle unter dem Namen 
von Beſitzern eingetragen ſind, welchen ſie nicht 
gehören. 

Einwendungen wegen unrichtiger Ein⸗ 
ſchätzung ſind zuläſſig: 

a. wegen unrichtiger Aufnahme der Kultur⸗ 
art einzelner Grundſtücke, ſofern eine Kul⸗ 
turveränderung nicht erſt nach bewirkter 
Cinſchätzung ſtattgefunden hat; 
wegen des gleichen Grundes, wenn das 
betreffende Grundſtück gemäß der Beſtim⸗ 
mung im § 39, Abſatz 2 der Anweiſung 
vom 21. Mai 1861 (Geſetzſammlung ©. 
257) zu den daſſelbe umſchließenden oder 
daran angrenzenden Hrundſtücken gezogen 
worden iſt, ſofern die betreffenden angren⸗ 
zenden Grundſtücke ſich nicht ebenfalls im 
Eigenthum des Reelamanten befinden; 

c. wegen unrichtiger Einſchätzung in die Klaſ⸗ 
ſen des Tarifs, insbeſondere auch wenn 
das betreffende Grundſtück gemäß der Be⸗ 
ſtimmung im § 29, Abſatz 3 und 5 a. 
a. O. zu der für die angrenzenden Grund⸗ 
ſtücke angenommenen Tarifklaſſe einge⸗ 
ſchätzt worden iſt, und die betreffenden 
angrenzenden Grundſtücke ſich nicht eben⸗ 
folls im Eigenthum des Reclamanten he» 
finden; 

d. wegen ungleichmäßiger Einſchätzung ein⸗ 
zelner Grundſtü tte gegen andere, ſpeciell 
zu bezeichnende Grundſtücke in dem näm⸗ 
lichen Gemeinde- ze. Berzirke. Die Re⸗ 
elamationen müſſen ſchriftlich unter An⸗ 
gabe von Reclamationsgründen angebracht, 
köunen aber auch vor dem Fortſchreibungs⸗ 
beamten des Kreiſes mündlich zu Proto- 
koll erklärt, jedenfalls aber nach Ablauf 
der beſtimmten Präcluſiofriſt nicht weiter 
berückſichtigt werden. 

Thorn, den 11. März 1867. 


Der Landrath. 

Vorſtehende Verfügung wird hierdurch mit 
dem Eröffnen zur Kenntuiß der Betheiligten ge⸗ 
bracht, daß 

1) die Abſchrift der Mutterrolle während 
ſechs Wochen vom 20. d. Mts. ab in 
dem Servis-Bureau des Magiſtrats offen 
liegen wird und etwaige Reclamationen 
binnen gleicher präcluſidiſcher Friſt bed 
dem Königlichen Landrathe hierſelbſt an⸗ 
zubringen ſind; 

2) da durch die örtliche Unterſuchung unbe⸗ 
gründeter Reelamationen entſtehenden Ko⸗ 
ſten dem Reclamanten zur Laſt fallen 
und von demſelben im Verwaltungswege 
eingezogen werden. 

Thorn den 18. März 1867. 


Der Magiſtrat. 


Bekanntmachung. 

Das zu Podgurz unter Nr. 16 belegene 
Zimmergeſell Gottlieb Zenk'ſche Nachlaßgrund⸗ 
ſtück ſoll vom 1. April auf ein Jahr im Termine 

den 29. März d. J. 
Vormittags 11 Uhr 
vor dem Herrn Kreis-Gerichts-Rath Hanow an 
ordentlicher Gerichtsſtelle verpachtet werden. 
Thorn, den 15. März 1867. 
Königliches Kreis-Gericht. 
2. Abtheilung 
Nach jahrelangem Leiden entſchlief 
heute 11¼ Uhr Abends der pen⸗ 
ſionirte Poſtconducteur Christian 
Huhn zu einem beſſeren Leben, 
welches allen Freunden und Bekann⸗ 
ten ſtatt jeder beſondern Meldung 
anzeigen, um ſtille Theilnahme bittend, 

Thorn, den 19. März 1867. 

die Hinterbliebenen. 

Die Beerdigung findet S nnabend, den 23. März um 
2 uhr vom Trauerhaufe aus fta . — 

Die Beerdigung des Kaufmann Penningh 
findet Freitag, den 22. d. Mts. Nachmittags 3 
Uhr vom Trauerhauſe aus ſtatt. 

Kleine Fettheeringe, NB. fällt dieſe Sendung 
größer aus, derkaufe mit 10 Sgr. das Schock. 

A. Mazurkiewiez. 


— 


Wegen gänzlicher 
verkaufe ich meine ſämmtlichen Vorräthe in 
Auch bin ich Willens, mein Waaren Lager im Ganzen nebſt Lokal unter günſtigen Bedingungen 
zu übergeben, oder andernfalls mein Geſchäfts⸗Local vom 1. October d. J. zu dermiethen. 


ufgabe des Geſchäſts 


ode⸗ und Leinen Waaren unter dem Koſteupreiſe. 


Simon Leiser. 


Empfehlung. 


Die Schmidt'sche Waldwollwaaren-Fabrik in Remda 
am Thüringer Walde empfiehlt hiermit ven Gicht⸗ und Rheumatismus⸗ 
Leidenden ſowie allen Familien ihre Erzeugniſſe angelegentlichſt. 
ſelben beſtehen in Unterkleidern vom Kopf bis zum Fuße, Waldwoll⸗ 
watte zum Umhüllen kranker Glieder, ſowie Waldwoll⸗Oel, Spiritus 
zu Einreibungen, Extract zu Bädern, Seife, Kiefernadel⸗Balſam, 
Bruſt⸗Bonbons, Bruſtſaft, Liqueur⸗Eſſenz. 


ten und Laien, ſowie Gebrauchs⸗Anweiſungen ſtehen gratis zu Dienſten. 


Jedes einzelne Stück iſt mit dem Namen Schmidt bezeichnet und allein ächt im Lager bei 
C. Petersilge. 


Geſundheit und langes Leben. 


Gefundheit ift die erſte Bedingung zum Glück des Menſchen. Es iſt die Pflicht, ſich anzueignen, 
was im täglichen Leben erforderlich erſcheint, Krankheit und Siechthum zu meiden, um ſich bis 
lter in friſchem und heiterem Wohlſein zu erhalten. 


zu hohem 
wird das Buch: 


denn es ſoll 
den Zweck deſſelben: 


Hamburg. 


Wer dieſe Pflicht erlennt dem 


Schule der Geſundheit, Aerztliche Belehrungen für Familie und Haus 
willkommen fein. Sein Inhalt fußt anf dem Wiſſen und auf den Erfahrungen der größten 
Aerzte aller Jahrhunderte. Es iſt durchaus populär, verſtändlich für Jedermann geſchrieben, 

Jedem Nutzen bringen. Der Verfaſſer, ein anerkannt ausgezeichneter Arzt ſagt über 


„Die Schule der Geſundheit“ will allgemein verſtändlich lehren, was Jeder zu 
ſeinem Wohlſein braucht, was Eltern wiſſen müſſen, um ihre Kinder geſund 
und kräftig zu erziehen — was die Hausfrau kennen muß, um Haus und 
Küche, Kleidung und Nahrung für Groß und Klein, für Alt und Jung zweck⸗ 
mäßig einzurichten und anzuordnen; was die Strebſamen zu thun und zu 
laſſen haben, um geiſtig und körperlich arbeitskräftig und arbeitsluſtig zu 
werden und zu bleiben. Unſer Buch will ein Volksbuch fein, das als Freund 
und Berather zum Wohl und Glück des Einzelnen, alſo des Ganzen beiträgt.“ 


bie „Schule der Gesundheit“ (mit zahlreichen erläuternden Holzschnitten) ist voll- 
ständig in 12 monatlichen Lieferungen ä 5 Sgr. und in jeder Buchhandlung zu bekommen. 


Vereins buchhandlung. 


Local⸗Verein zur Pflege verwundeter und 
erkrankter Krieger. 

Freitag, den 22. d. Mts. 11½ Uhr, am 
Gedurtstage Sr. Majeſtät des Königs, im Seſ⸗ 
ſionszimmer des Magiſtrats 

die übliche Generalverſammlung der 
Mitglieder. 

Tagesordnung: Jahresbericht und Neu⸗ 
wahl des Vorſtandes. 

Der Vorſtand. 
Koerner. 

Dem geehrten Publikum die ergebene Anzeige, 
daß ich neben meinen Gold⸗ und Silberwaaren⸗ 
Lager auch ein reich aſſortirtes Lager der zur Zeit 
ſo beliebten Alfenid⸗Artikel eingerichtet habe. 
Gleichzeitig bemerke ich noch, daß die Gravirung 
von Buchſtaben, Namen ze. auf von mir gekauf⸗ 
ten Artikeln gratis ausgeführt wird. 

P. Hartmann, Brücken⸗Straße. 

Das Geburtsfeſt Sr. Majeſtät des Königs 
wird in dem Königl. Gymnaſium Freitag, den 22. 
d. Mts. Vormittags 9 Uhr gefeiert werden. 

Dieſe Feier mit ihrer Gegenwart zu beeh⸗ 
ren werden die Königl. und Städtiſchen Behör⸗ 
den, die Eltern der Schüler und alle Freunde 
der Anftalt hierdurch ergebenſt eingeladen. 

Thorn, den 19. März 1867. 

Der Königl. Gymnaſialdirektor 
A. Lehnerdt. 


Kleesaamen 
roth, weiß und gelb, franzöſ. Lucerne, Thymo⸗ 
the, Rheygras ꝛc., von vorzüglich friſcher Qua⸗ 


lität, empfiehlt billigſt 

Moritz Meyer, 
nn K 
Wohnungen zu verm. Neuſt. 287 bei Markgraf. 


Für die bevorſtehenden Frühjahrstoiletten 
empfehle ich meinen reichhaltigen Tiſch von 
neuen Pariſer und Wiener Modellen, ſo wie 
ich in kürzeſter Zeit jeden nur gewünſchten 
Damen Artikel anzufertigen im Stande bin. 

Marie Breland, 

Modiſtin 


Nächſte Gewinnziehung am 15. April 1867. 


Hauptgewinn N Prämien⸗Anlehen 
fl. 250,000. Größte von 1864. 


Gewinn-Ausſichten. 
Nur © Chaler 


koſtet ein halbes Prämienloos, 12 Thaler ein 
ganzes Prämienloos, ohne jede weitere 
Zahlung auf ſämmtliche 5 Gewinnziehungen 
vom 15. April 1867 bis 1. März 1868 gül- 
tig, womit man fünf mal Preiſe von fl. 
250,000, 220,000, 200,000, 50,000, 
25,000, 15,000 ꝛc. ꝛc. gewinnen kann. 

Jedes herauskommende Loos muß ſicher einen 

Gewinn erhalten. 

Beſtellungen unter Beifügung des Betrags, 
Poſteinzahlung, oder gegen Nachnahme ſind 
baldigſt und nur allein direct zu ſenden an 
das Handlungshaus 

in Frankfurt am Main. 

Berloofungepläne und Gewinnliſten erhält 
Jedermann unentgeldlich zugeſandt. 


Morgen Donnerſtag, friſche Grütwurſt 
bei Rudolph, Breiteſtr. 459. 
Einen alten Flügel (Mahagoni) habe ſehr 
billig zu verkaufen. 
Ernst Lambeck. 


Die⸗ 


Seit bereits ſieben Jah⸗ 
= — ren ſind dieſe Artikel Gemeingut der leidenden Menſchheit geworden, 
Tauſende haben durch deren Gebrauch die erſehnte Hülfe gefunden. Ueber 100 Zeugniſſe von Aerz— 


| Freitag, den 22. März. 


Kommode, Kleiderſchrank, mehrere andere Wirth⸗ 
ſchafts- und Waſchgeräthe find verſetzungshalber 
zu verkaufen am Katharinentbor Nr. 201. 

In meiner Collecte, welche in der vorigen 
Lotterie günſtige Reſultate erzielt hat, ſind zu der 


149. Hannoverſchen Lotterie 


bei denen, wie bekannt, über die Hälfte Gewinne 
gezogen werden, Looſe vorräthig. 

Ziehung der 1. Claſſe am 13. Mai. 
1/4 Loos koſtet zu dieſer Claſſe 1 Thlr. 10 Sgr. 

Der ſtarken Nachfragen wegen, wolle man 
ſich baldigſt mit Looſen verſehen. 

C. W. Klapp, 
Altſtädt. Markt. 

Ein junges Mädchen, welches freien Schnei⸗ 
der⸗Unterricht nehmen will, findet unter der Be⸗ 
dingung, daß fie ſauber näht, freundliche Auf- 
nahme bei Marie Breland, 

Modiſtin. 
Trockenes fichten und birken Klobenholz bil⸗ 
ligſt bei Meyer Leyser. 

Den Mitgliedern unſerer Gemeinde zeigen wir 
hiermit an, daß unſer Schulbote Samulewiez 
angewieſen iſt, einmal in jedem Quartal die Kor» 
porationsbeiträge, gegen Aushändigung unſerer 
Quittung einzufordern, und an den Rendanten 
abzuliefern. 

Diejenigen Gemeinde⸗Mitglieder, welche die 
Zahlung an unſeren Boten unterlaſſen, haben die 
fälligen Beiträge direet an unſeren Rendanten 
Herrn Herrmann Cohn zu zahlen, widrigen⸗ 
falls wir gegen dieſelben ohne jede weitere Mo⸗ 
nirung die Execution beantragen werden. 

Der Vorſtand der Synagogen⸗Gemeinde 
zu Thorn 


26 Cir. Rieſenknörig a 5% Chir. 
140 Schſl Johanniroggen a 2 Thlr. 


ſind zu haben in Königl. Roßgart bei Brieſen. 
Johanniroggen im Juni geſät pro Morgen 8 
Metzen. Der Rieſenſpörgel vorzüglich als allei⸗ 
nige Beiſaat zum Johanniroggen 16 Pfd. pro 
Morgen, in der Blüthe gehauen, giebt einen ſchö⸗ 
nen Heuſchnitt pro Morgen, 1 Fuder des beſten 
Heues und zum Herbſt eine ſchöne Hütung. Im 
darauf folgenden Jahre circa 12 Schfl. Roggen 
pro Morgen, ſehr langes Stroh. 
L. Kraaz. 
Einen unverheiratheten, gut empfohlenen In⸗ 
ſpector, der poln. Sprache mächtig, ſucht zum ſo⸗ 
fortigen Antritt 
Lesser Ratkowski, Gollub. 


Ein Grundſtück auf einer frequenten Straße, 
in welchem ſeit mehreren Jahren ein offenes Ge⸗ 
ſchäft betrieben wird, iſt ſofort billig zu verkaufen. 
Das Nähere bei Herrn Ernst Kostro Neuſtadt 
Nr. 263 zu erfragen. 

Looſe in halben A 1 Thlr. zu der dritten u. 
letzten Serie der Lotterie des König Wilhelm⸗Ver⸗ 
eins, deren Ziehung am 26. und 27. Juni ſtatt⸗ 
findet, ſind bei mir zu haben. 

C. Wendisch. 

Umzugshalber verkaufe ich meinen noch vor⸗ 
handenen Waarenbeſtand in Lampen und Meſ⸗ 
ſingwaaren zu enorm billigen Preiſen. 

Petroleum, feinſte Qualität billigſt. 

C. Kleemann. 
n meinem Haufe Brückenſtraße Nr. 9 iſt ein 
. Laden und Bäckerei, die bis jetzt als Pfef⸗ 
ferkuchenfabrik benutzt wurde, ſowie die Belle⸗Eta 
und eine Wohnung im zweiten Stock vom 
April d. J. zu vermiethen. 


L. Simonsohn. 
Bi Nr. 18 iſt die 3. Etage und ne⸗ 
benbei Nr. 17 ein möblirtes Zimmer nebſt 
Schlaf⸗Cabinet zu vermiethen. 


Die möblirte Wohnung, jetzt von Herrn Haupt⸗ 
mann v. Wittke bewohnt, iſt wegen Ver⸗ 
ſetzung vom 1. April zu vermiethen. 

J. Liebig, Neuſt. Markt 146. 


Es predigen: 
In der altſtädtiſchen evangeliſchen Kirche 
(Königs - Geburtstag.) Militärgot- 
tesdienft 10 Uhr Vormittags Herr Garniſonprediger Eils⸗ 
berger. 
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